
genutzter Bodenflächen können nicht beliebig über die 
geernteten Produkte verfügen, sondern die Ablieferung 
hat im Interesse der Erfüllung und Übererfüllung 
unserer Pläne zu erfolgen und dient dem Aus- und 
Aufbau unserer Friedenswirtschaft. In der Präambel 
der Verordnung über die Pflichtablieferung und 
den Ankauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse vom 
15. Februar 195117) heißt es:

„Für das Jahr 1951, das erste Jahr des Fünfjahrplanes, 
haben sich die Industriearbeiter die Aufgabe gestellt, mehr 
Industriewaren von besserer Qualität herzustellen. Auch 
die MAS und die VdgB (BHG) werden durch größere Un­
terstützungen den Bauern bei einer weiteren bedeutenden 
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion helfen.

Diese Tatsachen ermöglichen es unseren Bauern und 
v e r p f l i c h t e n  s i e ,  aus der gesteigerten landwirt­
schaftlichen Produktion größere Mengen landwirtschaft­
licher Erzeugnisse für die Versorgung der Bevölkerung zur 
Verfügung zu stellen“.

Daß die Ablieferungspflicht bei landwirtschaftlich 
genutzten Bodenflächen von über 1 ha zum Inhalt des 
Grundeigentumsrechts gehört, ergibt sich auch daraus, 
daß z. B. bei Eigentumswechsel durch Kauf, Tausch, 
Erbfall usw. „die Ablieferungspflicht von dem ab­
lieferungspflichtigen Besitzer auf den neuen Besitzer 
oder gesetzlichen Rechtsnachfolger in dem Umfange 
und in dem Erfüllungsstand, also auch mit den Rück­
ständen übergeht, in dem sich die Ablieferung aller 
veranlagten landwirtschaftlichen Erzeugnisse zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens des Vertrages und des sonst 
für den Besitzwechsel entscheidenden Rechtsaktes be­
findet“18).

Zu der Pflicht, die landwirtschaftliche Bodenfläche 
zu nutzen, und zu der Ablieferungspflicht kommt die 
weitere sich aus dem Inhalt des Grundeigentumsrechts 
ergebende Pflicht des Eigentümers hinzu, keine Ver­
fügungen über das Grundstück zu treffen, die das 
Grundstück der planmäßigen Verwendung entziehen 
und dadurch die Emährungsgrundlage stören würden. 
Zur Sicherung der Einhaltung dieser Pflicht bedarf die 
Auflassung eines land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstückes oder die Bestellung eines Nießbrauches 
an einem solchen Grundstück der Genehmigung der 
zuständigen Behörde, die u. a. dann versagt wer­
den muß, wenn durch die - Ausführung des Rechts­
geschäfts die ordnungsgemäße Bewirtschaftung des 
Grundstücks zum Schaden der Ernährung der Be­
völkerung gefährdet erscheint.19) Der Sicherung der 
Einhaltung dieser Pflicht des Grundeigentümers dient 
auch das bei allen entgeltlichen oder unentgeltlichen 
Veräußerungen von landwirtschaftlichen Grundstücken 
und Grundstücksteilen besondere gesetzliche Vorkaufs­
recht (Vorerwerbsrecht), das der WG zusteht.20)

Der Inhalt des Eigentumsrechts an landwirtschaft­
lichen Bodenflächen von über 1 ha erschöpft sich also 
nicht in den Befugnissen, unmittelbar die Bodenflächen 
zu besitzen, sie zu nutzen und über sie zu verfügen. 
Sein Inhalt wird vielmehr — ich möchte sagen in erster 
Linie — bestimmt durch die Pflichten, die Bodenfläche 
zu nutzen, die geernteten Produkte entsprechend dem 
rechtskräftigen Ablieferungsbescheid abzuliefem und 
keine Verfügungen über das Grundstück zu treffen, 
durch welche das Grundstück der plangemäßen Ver­
wendung entzogen werden könnte.

2. S t ä d t i s c h e  p r i v a t e  G r u n d s t ü c k e
Das Eigentumsrecht an städtischen Grundstücken er­

schöpft sich ebenfalls nicht in den Befugnissen, das 
Grundstück unmittelbar zu besitzen, zu nutzen und

17) GBl. s. 107.
is) 1. Durchführungsbestimmung zur Verordnung über die 

Pflichtablieferung und den Ankauf landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse vom 28. Februar 1951, GBl. S. 151.

19) KRG Nr. 45, Art. IV.
20) § 13 der Verordnung über die Gründung von Vereinigun­

gen volkseigener Güter vom 25. Januar 1951, GBl. S. 47.

darüber zu verfügen. Der Inhalt dieses Grundeigen­
tumsrechts wird noch weitgehend durch die Notwen­
digkeit der Durchführung der Pläne über den Aufbau 
und die Neugestaltung unserer Städte sowie der Ver­
besserung der Wohnbeschaffung bestimmt. Zu diesem 
Zwecke erfolgt eine diesen Zielen entsprechende Fest­
legung der Verfügungsbefugnis, die Inhalt des Grund­
eigentumsrechts ist. Positive Regelungen dieser Art 
liegen bis jetzt in Sachsen und Thüringen vor. Nach 
dem sächsischen Gesetz über den Verkehr mit Grund­
stücken vom 1. Juni 194921) bedarf gemäß § 1 Abs. 1 
jede Veräußerung eines bebauten oder unbebauten 
städtischen Grundstückes zu ihrer Wirksamkeit, auch 
wenn sie im Wege der Zwangsversteigerung er­
folgt, der Genehmigung der zuständigen Verwaltungs­
behörde, und nach § 2 steht den Stadt- und Landkreisen 
an den städtischen Grundstücken ihres Bereichs bei 
genehmigungspflichtigen Veräußerungen und Zwangs­
versteigerungen ein gesetzliches Vorkaufsrecht zu. 
Diese Genehmigungspflicht und das Vorkaufsrecht sind 
ein Ausdruck des neuen Inhalts des Grundeigentums­
rechts im Interesse des Auf- und Ausbaues unserer 
Städte. Dies ergibt sich auch aus dem Gesetz über den 
Aufbau der Städte in der Deutschen Demokratischen 
Republik (Aufbaugesetz) vom 6. September 195022).
Hier heißt es im § 14:

„Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
kann Städte, Kreise und Gemeinden oder Teile hiervon zu 
Aufbaugebieten erklären. Die Erklärung zum Aufbaugebiet 
bewirkt, daß in diesem Gebiet eine Inanspruchnahme von 
bebauten und unbebauten Grundstücken für den Aufbau 
und eine damit verbundene dauernde oder zeitweilige Be­
schränkung oder Entziehung des Eigentums und anderer 
Rechte erfolgen kann“.

Weiter kommt der neue Inhalt des städtischen Grund­
eigentumsrechts zum Ausdruck in der Anordnung über 
die Kreditgebung für Wiederinstandsetzungen bzw. Wie­
deraufbau privater Wohnungsbauten vom 2. September 
194923). Hiernach kann, wenn ein öffentliches Inter­
esse an der Wiederherstellung oder dem Wiederaufbau 
beschädigter Wohnungsbauten oder an der Trümmer­
beseitigung besteht und der Grundstückseigentümer 
die Aufnahme des Kredits und die Durchführung der 
Bauarbeiten verweigert, der Gemeinderat nach erfolg­
ter Zustimmung der Hauptverwaltung Bauwesen die 
Durchführung der Arbeiten und die spätere Grund­
stücksverwaltung übernehmen.

Der Inhalt des Eigentumsrechts an städtischen 
Grundstücken ist also weitestgehend durch die Pläne 
über den Aufbau und die Neugestaltung unserer Städte 
sowie durch die Wohnraumbeschaffung bestimmt.

Für alles Grundeigentum gilt das Gesetz zur Siche­
rung der Lagerstätten von Bodenschätzen gegen Be­
bauung vom 14. März 195124). Nach diesem Gesetz 
können Grundstücksflächen zum Schutzgebiet erklärt 
werden, wenn sie in absehbarer Zeit für die Gewinnung 
von Bodenschätzen in Anspruch genommen werden 
sollen oder voraussichtlich in erheblichem Umfange 
Einwirkungen des Bergbaubetriebes unterliegen wer­
den oder im Interesse des Bergbaues zur Errichtung 
von Anlagen oder für neu zu schaffende oder zu ver­
legende Wege, Wasserläufe, Kanäle, Eisenbahnen oder 
ähnliche. Verkehrseinrichtungen benötigt werden. Die 
Erklärung zum Schutzgebiet bewirkt, daß alle beab­
sichtigten Bauvorhaben von der Bau-Aufsichtsbehörde 
der zuständigen technischen Bezirks-Bergbauinspektion 
vorzulegen sind, die darüber entscheidet, ob das Bau­
vorhaben auf dem dafür vorgesehenen Grundstück 
durchgeführt werden darf.

21) GVBl. S. 433.
22) GBl. S. 965, s. dazu auch 1. DurchfVO vom 7. Juni 1951, 

GBl. S. 552.
23) ZVOBl. S. 714.
24) GBl. S. 199.

Es gibt keine vernünftigen Gründe, um die gesamtdeutschen Beratungen 
abzulehnen. Otto Grotewohl
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